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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 378. Sitzung am 
24. März 1972 beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: ; 


Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1181), zuletzt geändert durch das ... vom ... 

(Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden unter Abschnitt V 
Nr. 5 Buchstabe b die Worte „136 bis 148" 
durch die Worte „136 bis 148 a" ersetzt. 

2. In § 134 Abs. 2 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. einmalige Entschädigung {§ 148 a)." 

3. § 141 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß sich für 
Beamte der Laufbahngruppe des einfachen 
Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 5 
und bei Beamten der Laufbahngruppe des 
mittleren Dienstes mindestens nach der Be- 
soldungsgruppe A9 bemessen." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Besteht auf Grund derselben Ursache 
auch ein Anspruch auf eine einmalige Ent- 
schädigung nach § 148 a oder auf Unfallent- 
schädigung nach § 26 des Bundespolizeibeam- 
tengesetzes oder nach § 63 des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes, so finden die Absätze 1 
und 2 nur Anwendung, wenn auf die Entschä- 
digung verzichtet wird." 

4. § 144 Abs. 3 und § 145 Satz 3 werden gestrichen. 

5. Nach § 148 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

»§ 148 a 

(1) Ein Beamter auf Lebenszeit, auf Probe 
oder auf Widerruf, der einen Dienstunfall der in 
§ 141 a Abs. 1 oder 2 bezeichneten Art erleidet, 
erhält neben einer beamtenrechtlicheii Versor- 
gung bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine einmalige Entschädigung von vierzigtausend 


Deutsche Mark, wenn er infolge des Unfalles in 
seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt um 
mehr als neunzig vom Hundert beeinträchtigt ist. 

(2) Ist ein Beamter im Sinne des Absatzes 1 
an den Folgen eines Dienstunfalles der in § 141 a 
Abs. 1 oder 2 bezeichneten Art verstorben, wird 
seinen Hinterbliebenen eine einmalige Entschä- 
digung nach Maßgabe der folgenden Bestim- 
mungen gewährt: 

1. Die Witwe sowie die versorgungsberechtig- 
ten leiblichen oder an Kindes Statt angenom- 
menen Kinder erhalten eine Entschädigung 
in Höhe von insgesamt zwanzigtausend Deut- 
sche Mark, 

2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der 

Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die 
Eltern und die in Nummer 1 bezeichneten, 
nicht versorgungsberechtigten Kinder eine 

Entschädigung in Höhe von insgesamt zehn- 
tausend Deutsche Mark. 

3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der 

Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhal- 
ten die Großeltern und Enkel eine Entschädi- 
gung in Höhe von insgesamt fünftausend 

Deutsche Mark. 

(3) Besteht auf Grund derselben Ursache auch 

ein Anspruch auf Unfallentschädigung nach § 26 
des Bundespolizeibeamtengesetzes oder nach 

§ 63 des Soldatenversorgungsgesetzes, so finden 
die Absätze 1 und 2 keine Anwendung." 

6. In § 151 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „134 
bis 148" durch die Worte „134 bis 148 a" ersetzt. 


7. In § 181 a Abs. 5 werden die Worte „148 bis 151" 
durch die Worte „148, 149 bis 151" ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom . . . 1972 (Bundesgesetz- 
blatt I S. . . .), zuletzt geändert durch das . . . vom 
. . . (Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt I 
folgende Zeile angefügt: 

„Erhöhtes Unfallruhegehalt 5 a". 
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2. Nach § 5 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 5 a 

Erhöhtes Unfallruhegehalt 

ln den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
ruhegehalt mindestens nach der Besoldungs- 
gruppe A 9." 

3. ln § 20 Abs. 3 Satz 2 werden nach der Zahl 
„T* die Worte „erster Halbsatz" eingefügt. 

Artikel 3 

Vorschriften für den Bereich der Länder 

(1) Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß 
eine Entschädigung entsprechend den Regelungen 
der Artikel 1 und 5 dieses Gesetzes gewährt wird. 

(2) Artikel 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Bundespolizeibeamtengesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2080) erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 4 

Vorschrift für den Bereich der Länder 

Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß eine 
Unfallentschädigung für den dem § 26 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes entsprechenden Personen- 
kreis nach Maßgabe der genannten Vorschrift, des 
§ 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes und der 
Änderungen der §§ 144 und 145 des Bundesbeam- 
tengesetzes durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Bundosbeamtengesetzes vom . . . (Bundesgesetz- 
blatt IS....) gewährt wird." 


(3) Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß 
sich in den Fällen des § 80 Äbs. 2 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes bei der Berechnung des Un- 
fallruhegehalts die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
eines Beamten der Laufbahngruppe des einfachen 
oder des mittleren Dienstes entsprechend der Re- 
gelung des Ärtikels 1 Nr. 3 Buchstabe a dieses Ge- 
setzes sowie eines Polizeivollzugsbeamten, eines 
sonstigen Beamten des Vollzugsdienstes und eines 
Beamten des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 
entsprechend der Regelung des Ärtikels 2 Nr. 2 
dieses Gesetzes von dem in Ärtikel 5 Satz 1 dieses 
Gesetzes genannten Zeitpunkt an bemessen. 

Ärtikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Äbs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Ist ein Dienst- 
unfall der in § 141 a des Bundesbeamtengesetzes 
bezeichneten Art vor diesem Zeitpunkt eingetreten, 
so findet § 148 a des Bundesbeamtengesetzes An- 
wendung, wenn der Unfalltatbestand des § 141 a 
des Bundesbeamtengesetzes in der zur Zeit des Un- 
fallereignisses geltenden Fassung erfüllt war; auf 
die einmalige Entschädigung ist der Unterschieds- 
betrag zwischen dem nach § 141 a des Bundesbeam- 
tengesetzes gewährten Ruhegehalt und dem Ruhe- 
gehalt anzurechnen, das ohne Anwendung dieser 
Vorschrift zugestanden hätte. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Durch den Tod der kürzlich in Hamburg und Kai- 
serslautern während des dienstlichen Einsatzes er- 
schossenen Polizeivollzugsbeamten ist das Problem 
der sozialen Sicherung der Hinterbliebenen erneut 
in den Vordergrund getreten. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß Gewaltakte gegen Vollzugsbeamte 
mit tödlichem Ausgang oder mit der Folge der völ- 
ligen Erwerbsunfähigkeit des Beamten seit gerau- 
mer Zeit in zunehmendem Maße zu verzeichnen und 
daß überwiegend jüngere Beamte davon betroffen 
sind. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die betrof- 
fenen Beamten und ihre Hinterbliebenen in derarti- 
gen Fällen während der ersten Übergangszeit ver- 
sorgungsrechtlich zumeist unzureichend abgesichert 
sind. Angesichts dieser Situation ist es erforderlich 
und angemessen, unter den besonderen Tatbe- 
standsvoraussetzungen des § 141 a des Bundesbe- 
amtengesetzes (BBG) in Anlehnung an die bereits 
bestehende Regelung über die Gewährung einer 
Unfallentschädigung nach § 26 des Bundespolizei- 
beamtengesetzes für über neunzig vom Hundert 
erwerbsgeminderte Beamte sowie für Hinterblie- 
bene eine einmalige Entschädigung vorzusehen. Die 
Entschädigung soll danach gewährt werden bei 
Dienstunfällen, die zum Tode des Beamten oder zu 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 
neunzig vom Hundert führen, wenn sie 

bei Ausübung einer mit besondere Lebensgefahr 
verbundenen Diensthandlung unter Einsatz des 
Lebens oder 

in Ausübung des Dienstes durch einen vorsätz- 
lichen rechtswidrigen Angriff oder 

außerhalb des Dienstes durch einen vorsätzlichen 
Angriff im Hinblick auf pflichtgemäßes dienst- 
liches Verhalten oder 

durch einen vorsätzlichen Angriff bei Kriegs- 
handlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen der 
Beamte am Ort seines dienstlich angeordneten 
Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt 
war, 

erlitten worden sind. 

Für den auf Grund des qualifizierten Dienstunfalles 
um mehr als neunzig vom Hundert erwerbsgemin- 
derten Beamten soll nach dem Gesetzentwurf die 
Möglichkeit geschaffen werden, anstelle der quali- 
fizierten Dienstunfallversorgung nach § 141 a Abs. ^ 
oder 2 BBG einmalig vierzigtausend Deutsche Mark 
zu erhalten. Den Hinterbliebenen soll dagegen eine 
einmalige Entschädigung von zwanzigtausend bzw. 
zehntausend oder fünftausend Deutsche Mark ne- 
ben der qualifizierten Hinterbliebenenversorgung 
gewährt werden. Die anderweitige Behandlung der 
Hinterbliebenen ist notwendig, weil die Differenz 
zwischen der normalen und der qualifizierten 


Dienstunfallversorgung im Verhältnis zu der Ent- 
schädigungssumme so erheblich ist, daß auf die 
qualifizierte Versorgung nicht zugunsten der Ent- 
schädigung verzichtet werden kann. Außerdem ist 
zu berücksichtigen, daß Hinterbliebene keinen Un- 
fallausgleich erhalten. 

Die Beteiligung der Widerrufsbeamten an der vor- 
gesehenen Regelung erscheint im Hinblick auf die 
Besonderheiten des qualifizierten Dienstunfalles ge- 
boten. 

über die Entschädigungsregelung hinaus ist es not- 
wendig geworden, die bisher nach § 103 a des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes bei der Bemessung der 
qualifizierten Dienstunfallversorgung mindestens 
zugrunde zu legenden ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge eines Polizeimeisters (Besoldungsgruppe A 7) 
durch die Bezüge der Besoldungsgruppe A 9 zu er- 
setzen. Im Interesse der Gleichbehandlung und aus 
sozialen Gründen werden die Beamten der Lauf- 
bahngruppen des einfachen und des mittleren Dien- 
stes sinngemäß in die Regelung einbezogen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat die Einführung 
dieser Verbesserungen zum Ziel. 


2. Einzelvorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Ergänzung wird durch die Einfügung eines 
neuen § 148 a notwendig. 

Zu Nummer 2 

Die nach § 148 a vorgesehene einmalige Entschädi- 
gung stellt eine besondere Unfallfürsorgeleistung 
dar, die in § 134 Abs. 2 getrennt erwähnt werden 
muß. 

Zu Nummer 3 

Durch die vorgesehene Ergänzung des § 141 a 
Abs. 1 wird erreicht, daß bei der Bemessung der 
qualifizierten Dienstunfallversorgung eines Beam- 
ten der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes min- 
destens von der Besoldungsgruppe A 9 und eines 
Beamten der Laufbahngruppe des einfachen Dien- 
stes mindestens von der Besoldungsgruppe A 5 aus- 
zugehen ist. Die Änderung steht im Zusammenhang 
mit Artikel 2 Nr. 2 und Artikel 3 Abs. 3 des Gesetz- 
entwurfs. 

Durch die Neufassung des § 141 a Abs. 3 wird 
sichergestellt, daß die neue Entschädigung dem Be- 
amten nur anstelle der qualifizierten Dienstunfall- 
versorgung gewährt werden kann. 


4 



Deutsch erkunde Stag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/3421 


Zu Nummer 4 

Die Streichung des § 144 Abs. 3 und des § 145 Satz 3 
bezweckt, daß die einmalige Entschädigung nach 
§ 148 a Abs. 2 den Hinterbliebenen neben der qua- 
lifizierten Dienstunfallversorgung gewährt wird. Im 
Interesse einer Gleichbehandlung wird dabei außer- 
dem bewirkt, daß die bisherige Konkurrenzregelung 
zwischen der Unfallentschädigung nach § 26 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes oder nach § 63 des 
Soldatenversorgungsgesetzes und der qualifizierten 
Unfallversorgung nach §• 141 a für die Hinterbliebe- 
nen, also für den dem § 148 a Abs. 2 entsprechen- 
den Personenkreis, entfällt. 

Zu Nummer 5 

Mit der Einfügung eines § 148 a ist unter den dort 
genannten besonderen Voraussetzungen die Ge- 
währung einer einmaligen Entschädigung von vier- 
zigtausend Deutsche Mark für den um mehr als 
neunzig vom Hundert erwerbsgeminderten Beamten 
auf Lebenszeit oder auf Probe sowie von insgesamt 
zwanzigtausend bzw. zehntausend oder fünftausend 
Deutsche Mark für die Hinterbliebenen eines Beam- 
ten auf Lebenszeit oder auf Probe vorgesehen. 

Da es nicht gerechtfertigt erscheint, einen Beamten 
auf Widerruf sowie seine Hinterbliebenen hinsicht- 
lich der Gewährung der einmaligen Entschädigung 
schlechter zu stellen als einen Beamten auf Lebens- 
zeit oder auf Probe und dessen Hinterbliebene, ist 
dieser Personenkreis einbezogen worden. Die aus- 
drückliche Erwähnung ist erforderlich, weil Beamte 
auf Widerruf von § 141 a nicht erfaßt werden. 

Schließlich ist bestimmt worden, daß bei gleichzeiti- 
gem Anspruch auf Unfallentschädigung nach § 26 
des Bundespolizeibeamtengesetzes oder nach § 63 
des Soldatenversorgungsgesetzes und auf eine ein- 
malige Entschädigung nach § 148 a die letztgenannte 
Entschädigung nicht gewährt wird. 

Wegen der Konkurrenz zwischen der qualifizierten 
Dienstunfallversorgung und der einmaligen Entschä- 
digung wird auf die Nummern 3 und 4 Bezug ge- 
nommen. 

Zu Nummern 6, 7 

Redaktionelle Folge aus der Einfügung des § 148 a. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Die Ergänzung wird durch die Einfügung eines 
neuen § 5 a notwendig. 

Zu Nummer 2 

Durch den neuen § 5 a wird erreicht, daß in den Fäl- 
len des § 141 a Abs. 1 oder 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes bei der Bemessung der verbesserten 
Dienstunfallversorgung der Polizeivollzugsbeamten 
auf Lebenszeit oder auf Probe sowie ihrer Hinter- 


bliebenen mindestens von der Besoldungsgruppe 
A 9 auszugehen ist. Die Änderung steht im Zusam- 
menhang mit Artikel 3 Abs. 3 des Gesetzentwurfs. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung folgt der Streichung des § 144 Abs. 3 
des Bundesbeamtengesetzes (Artikel 1 Nr. 4). 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 Abs. 1 und 3 soll die Länder verpflichten, 
ihr Beamtenrecht entsprechend den Regelungen der 
Artikel 1, 2 Nr. 2 und Artikel 5 dieses Gesetzent- 
I Wurfs anzupassen. 

Artikel 3 Abs. 2 ist eine Folge der Streichung des 
§ 144 Abs. 3 und des § 145 Satz 3 des Eundesbeam- 
tengesetzes (Artikel 1 Nr. 4). 

Die auf Artikel 74 a GG gestützten Vorschriften sind 
im Hinblick auf die Festschreibung der versorgungs- 
rechtlichen Vorschriften der Länder durch Artikel V 
Abschnitt 3 des Ersten Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern (1. BesVNG) vom 18. März 1971 
(Bundesgesetzbl, I S. 208) erforderlich. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschriften sollen nach Satz 1 am Ersten des 
auf die Verkündung des Gesetzes folgenden Monats 
in Kraft treten. 

Satz 2 soll im Interesse der Gleichbehandlung und 
zur Vermeidung von Härten sicherstellen, daß vor 
diesem Zeitpunkt eingetretene Versorgungsfälle, 
bei denen die Voraussetzungen des § 148 a des Bun- 
desbeamtengesetzes vorliegen, in die Regelung 
über die Gewährung einer einmaligen Entschädi- 
I gung einbezogen werden, soweit die Versorgungs- 
i fälle auf Grund eines Dienstunfalls der in § 141 a 
des Bundesbeamtengesetzes bezeichneten Art ein- 
getreten sind; dabei ist die jeweils geltende Fas- 
sung des § 141 a maßgebend. Die qualifizierten 
Unfalltatbestände des § 141 a sind am 1. Oktober 
1961 eingeführt und ab 1. Juni 1967 und 21. März 
1971 erweitert worden. Da in den nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eintretenden Versorgungsfällen 
die qualifizierte Dienstunfallversorgung eines Ru- 
hestandsbeamten nur bei Verzicht auf die einmalige 
Entschädigung nach § 148 a des Bundesbeamtenge- 
setzes zusteht, ist die Anrechnung des Unterschieds- 
betrages zwischen der bisher gewährten qualifizier- 
ten Dienstunfallversorgung und der einfachen 
Dienstunfallversorgung auf die einmalige Entschä- 
digung im Interesse der Gleichbehandlung der be- 
troffenen Versorgungsempfänger geboten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Das Vorhaben des Bundesrates wird von der Bun- 
desregierung grundsätzlich und nachdrücklich un- 
terstützt. Daher stimmt die Bundesregierung dem 
Gesetzentwurf in der Sache zu und schlägt außer- 
dem die nachfolgend ersichtlichen Änderungen des 
Gesetzentwurfs vor. 


1. Zu Artikel 1 Nr, 3 (Änderung des § 141 a BBG) 

Artikel 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 141 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt; 

„Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß sich für 
Beamte der Laufbahngruppe des einfachen 
Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 5, 
für Beamte der Laufbahngruppe des mittle- 
ren Dienstes mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe A 9, für Beamte der Laufbahn- 
gruppe des gehobenen Dienstes mindestens 
nach der Besoldungsgruppe All und für Be- 
amte der Laufbahngruppe des höheren Dien- 
stes mindestens nach der Besoldungsgruppe 
A 15 bemessen." 

b) In Absatz 2 Nr. 1 und 2 wird das Wort „vor- 
sätzlichen" gestrichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Besteht auf Grund derselben Ursache 
auch ein Anspruch auf eine einmalige Ent- 
schädigung nach § 148 a oder auf Unfallent- 
schädigung nach § 26 des Bundespolizeibe- 
amtengesetzes oder nach § 63 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes, so finden die Absätze 1 
und 2 nur Anwendung, wenn auf die Entschä- 
digung verzichtet wird." ' 

Begründung 

Die Bundesregierung hält es für angezeigt, die vom 
Bundesrat unter Buchstabe a vorgeschlagene Min- 
destregelung für die qualifizierte Dienstunfallver- 
sorgung in Absatz 1 Satz 2 in angemessenem Um- 
fang auch auf die Beamten der Laufbahngruppen 
des gehobenen und höheren Dienstes zu erweitern. 

Die von der Bundesregierung in einem neuen Buch- 
staben b vorgeschlagene Ersetzung der Begriffe 
„vorsätzlicher rechtswidriger Angriff" und „vor- 
sätzlicher Angriff" in § 141 a Abs. 2 Nr, 1 bzw. Nr. 2 
BBG durch die Begriffe „rechtswidriger Angriff" 
und „Angriff" ist sachlich berechtigt. Sie dient fer- 
ner dazu, die von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene unmittelbare Einführung des § 141 a BBG im 


Bereich der Länder (vgl. zu Artikel 3) zu erleich- 
tern, da die Voraussetzung des Vorsatzes in den 
dem § 141 a BBG entsprechenden Vorschriften des 
Beamtenrechts von sieben Ländern nicht enthalten 
ist und ein weiteres Land bestimmt hat, daß „natür- 
licher Vorsatz" genügt. 

Buchstabe c entspricht Buchstabe b der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Fassung. 

Der Bundesregierung sind die Probleme bekannt, 
die sich daraus ergeben, daß der auf Grund eines 
qualifizierten Dienstunfalls um mehr als 90 v. H. 
erwerbsgeminderte Beamte die einmalige Entschä- 
digung (§ 148 a BBG) nicht wie die Hinterbliebenen 
eines Beamten neben der laufenden qualifizierten 
Dienstunfallversorgung erhalten soll. Die Bundes- 
regierung sieht sich aber, ebenso wie der Bundes- 
rat, nicht in der Lage, insoweit und auch hinsichtlich 
der Unfallentschädigung nach § 26 des Bundespoli- 
zeibeamtengesetzes und § 63 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes eine andere Lösung vorzuschlagen. 


2. Zu Artikel 2 (Änderung des BPolBG) 

Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

, Artikel 2 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Februar 1972 (Bundes- 
gesetzblatt I S. 165., zuletzt geändert durch das . . . 
vom . , . (Bundesgesetzbl.I S. . . .), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt II, 

3. Titel, folgende Zeile angefügt: 

„Erhöhtes Unfallruhegehalt ... 24 a". 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Liegen im übrigen die Voraussetzungen des 
§ 141 a Abs. 1 oder 2 des Bundesbeamtenge- 
setzes vor, treten an die Stelle des Mindest- 
unfallruhegehaltes fünfundsiebzig vom Hun- 
dert der jeweils ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge aus der Endstufe der Besoldungs- 
gruppe A 5 und, wenn der Polizeivollzugs- 
beamte in ein Beamtenverhältnis nach § 8 
Abs. 1 berufen war, der Besoldungsgruppe 
A 7; § 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengeset- 
zes gilt entsprechend." 

b) In § 20 Abs, 3 Satz 2 werden nach der Zahl 
„2" die Worte „erster Halbsatz" eingefügt. 
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3. Nach § 24 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 24 a 

Erhöhtes Unfallruhegehalt 

In den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
ruhegehalt für Unterführer, Fähnriche und Ober- 
fähnriche im Bundesgrenzschutz mindestens nach 
der Besoldungsgruppe A 9, für Grenzschutzoffi- 
ziere mindestens nach der Besoldungsgruppe 
A 11, jedoch für Stabsoffiziere und Sanitätsoffi- 
ziere mindestens nach der Besoldungsgruppe 
A 15.‘‘ ' 

Begründung 

Zu 1. 

Die Änderung der Nummer 1 ist redaktioneller Art 
und ergibt sich aus der vorgesehenen Einfügung 
eines neuen § 24 a an Stelle des § 5 a (Nummer 2 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung). 

Zu 2. 

Mit der in Nummer 2 Buchstabe a vorgesehenen 
Neufassung des § 20 Abs. 1 Satz 2 ist in Anlehnung 
an § 24 a eine angemessene Verbesserung des Un- 
terhaltsbeitrages für Polizeivollzugsbeamte im Bun- 
desgrenzschutz auf Widerruf und deren Hinterblie- 
bene vorgesehen. Die Verbesserung durch Zu- 
grundelegung der Besoldungsgruppe A 7 beschränkt 
sich allerdings auf die Beamten, die mit der Über- 
nahme in die Rechtsstellung eines Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf nach § 8 Abs. 1 ein Dienst- 
verhältnis auf mehr als vier Jahre eingegangen sind 
und bei denen daher andere Verhältnisse vorliegen 
als bei den Beamten mit einer kürzeren Dienstzeit 
(zwei und vier Jahre). Für sie bleibt weiterhin die 
Besoldungsgruppe A 5 maßgebend. 

Nummer 2 Buchstabe b entspricht der bisherigen 
Nummer 3 der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fas- 
sung. 

Zu 3. 

An Stelle des § 5 a (Nummer 2 der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung) schlägt die Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit der von ihr zu Artikel 1 
Nr. 3 Buchstabe a angeregten Ergänzung des § 141 a 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes die Ein- 
fügung eines neuen § 24 a vor. Da auf die Polizei- 
vollzugsbeamten des Bundes nach § 2 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes die für die Bundesbeamten 
geltenden Vorschriften, also auch § 141 a des Bun- 
desbeamtengesetzes Anwendung finden, braucht nur 
für die Polizeivollzugsbeamten auf Lebenszeit im 
Bundesgrenzschutz wegen ihrer besonderen Lauf- 
bahnverhältnisse eine besondere Regelung getrof- 
fen zu werden. 


3. Zu Artikel 3 (Vorschriften für den Bereich der 
Länder) 

Arikel 3 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 3 

Vorschriften für den Bereich der Länder 

(1) Die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
über das erhöhte Unfallruhegehalt (§ 141 a) und die 
einmalige Entschädigung (§ 148 a) sowie die Uber- 
gangsvorschrift des Artikels 5 Satz 2 dieses Geset- 
zes gelten unmittelbar für den Bereich der Länder; 
soweit in den genannten Vorschriften auf nicht un- 
mittelbar geltende Vorschriften verwiesen wird, 
tritt an deren Stelle das entsprechende Landesrecht. 
Durch Landesgesetz ist das Landesrecht an Arti- 
kel 1 Nr. 2, 4, 6 und 7 dieses Gesetzes anzupassen; 
bis zum Inkrafttreten der Anpassungsvorschriften 
gelten die genannten Vorschriften des Bundesrechts 
mit unmittelbarer Wirkung für den Bereich der Län- 
der entsprechend. Ansprüche, die auf Grund bisheri- 
gen günstigeren Landesrechts entstanden sind, blei- 
ben unberührt. 

(2) Artikel 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Bundespolizeibeamtengesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2080) erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 4 

Vorschrift für den Bereich der Länder 

Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß eine 
Unfallentschädigung für den dem § 26 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes entsprechenden Personen- 
kreis nach Maßgabe der genannten Vorschrift, des 
§ 141 a Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes und der 
Änderungen der §§ 144 und 145 des Bundesbeam- 
tengesetzes durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Bundesbeamtengesetzes vom . . . (Bundesgesetz- 
blatt IS....) gewährt wird." ' 

Begründung 

Da hinsichtlich der zusammenhängenden, grund- 
legenden Regelungen der §§ 141 a, 148 a des Bun- 
desbeamtengesetzes und des Artikels 5 Satz 2 des 
Gesetzentwurfs schon jetzt eine unmittelbare Ein- 
führung im Bereich der Länder nach Artikel 74 a 
des Grundgesetzes ohne große Schwierigkeiten 
möglich ist, schlägt die Bundesregierung dies in 
Artikel 3 Abs. 1 vor. Damit wird eine sofortige 
einheitliche Einführung der grundsätzlichen Neu- 
regelungen in Bund und Ländern erreicht und in- 
soweit das Ergebnis, das der Bundesrat durch Ver- 
pflichtung des Landesgesetzgebers zur Anpassung 
erreichen wollte, beschleunigt herbeigeführt. Hin- 
sichtlich der beamtenrechtlichen Folgeänderungen 
für den Bereich der Länder wird in Artikel 3 Abs. 1 
Satz 2 eine geeignete Lösung vorgeschlagen. Satz 3 
a. a. O. soll Ansprüche wahren, die dadurch ent- 
standen sind, daß das Landesrecht bisher vereinzelt 
noch günstiger war als der einzuführende § 141 a 
des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung dieser 
Stellungnahme. 
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Artikel 3 Abs. 2 entspricht der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung. 

Artikel 3 Abs. 3 der vom Bundesrat vorgeschlage- 
nen Fassung ist in Artikel 3 Abs. 1 der Fassung 
der Bundesregierung durch die dort vorgesehene 
unmittelbare Anwendung des § 141 a des Bundes- 
beamtengesetzes im Ergebnis mitenthalten. 

4. Hinter Artikel 3 

Hinter Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzu- 
fügen: 

»Artikel 3 a 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. September 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 14'81), zuletzt geändert durch 
das vom (Bundes- 

gesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt V 
folgende Zeile angefügt: 

„3. Einmalige Entschädigung 63 a". 

2. In § 27 Abs. 1 werden folgende Sätze 2 und 3 
eingefügt: 

„In den Fällen des § 141 a Abs. 1 oder 2 des 
Bundesbeamtengesetzes bemißt sich das Unfall- 
ruhegehalt für Berufssoldaten in der Laufbahn- 
gruppe der Unteroffiziere und für Berufssolda- 
ten mit dem Dienstgrad Fähnrich oder Oberfähn- 
rich mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9 , 
für Berufsoffiziere mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe All, jedoch für Stabsoffiziere und 
Sanitätsoffiziere mindestens nach der Besol- 
dungsgruppe A 15. Besteht auf Grund derselben 
Ursache auch ein Anspruch auf eine einmalige 
Entschädigung nach § 63 a Abs. 1 oder 2, so fin- 
det § 141 a Abs. 1 und 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes nur Anwendung, wenn auf die Entschä- 
digung verzichtet wird." 

3. In § 41 Abs. 2 Satz 2 werden nach der Zahl „63" 
die Worte „oder eine einmalige Entschädigung 
nach § 63 a" eingefügt. 

4. Nach § 63 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„3. Einmalige Entschädigung 
§ 63 a 

(1) Setzt ein Soldat bei Ausübung einer 
Diensthandlung, mit der für ihn eine besondere 
Lebensgefahr verbunden ist, sein Leben ein und 
erleidet er infolge dieser Gefährdung einen Un- 
fall, so erhält er neben einer Versorgung nach 
diesem Gesetz bei Beendigung des Dienstver- 
hältnisses eine einmalige Entschädigung in Höhe 
von vierzigtausend Deutsche Mark, wenn er in- 
folge des Unfalles in seiner Erwerbsfähigkeit in 


diesem Zeitpunkt um mehr als neunzig vom 
Hundert beeinträchtigt ist. 

(2) Die einmalige Entschädigung nach Ab- 
satz 1 wird auch gewährt, wenn der Soldat 

1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechts- 
widrigen Angriff oder 

2. außerhalb seines Dienstes durch einen An- 
griff im Sinne des § 27 Abs. 5 

einen Unfall mit den in Absatz 1 genannten 
Folgen erleidet. 

(3) Ist ein Soldat an den Folgen eines Un- 
falles der in den Absätzen 1 oder 2 bezeichneten 
Art verstorben, so erhalten eine einmalige Ent- 
schädigung 

1. die Witwe sowie die nach diesem Gesetz 
versorgungsberechtigten leiblichen oder an 
Kindes Statt angenommenen Kinder in Höhe 
von insgesamt zwanzigtausend Deutsche 
Mark, 

2. die Eltern sowie die nicht nach diesem Ge- 
setz versorgungsberechtigten leiblichen oder 
an Kindes Statt angenommenen Kinder in 
Höhe von insgesamt zehntausend Deutsche 
Mark, wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 
bezeichneten Art nicht vorhanden sind, 

3. die Großeltern und Enkel in Höhe von ins- 
gesamt fünftausend Deutsche Mark, wenn 
Hinterbliebene der in den Nummern 1 und 2 
bezeichneten Art nicht vorhanden sind. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwen- 
dung, wenn auf Grund derselben Ursache ein 
Anspruch auf einmalige Unfallentschädigung 
nach § 63 besteht. 

(5) § 46 gilt entsprechend." 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin.’ 
Begründung 

Der vorgeschlagene Artikel 3 a enthält die notwen- 
digen Folgeänderungen für das Soldatenversor- 
gungsgesetz. 

5. Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf seine Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Ist ein Unfall 
der in § 141 a des Bundesbeamtengesetzes bezeich- 
neten Art vor diesem Zeitpunkt eingetreten, so 
finden § 148 a des Bundesbeamtengesetzes und 

§ 63 a des Soldatenversorgungsgesetzes Anwen- 
dung, wenn der Unfalltatbestand des § 141 a des 
Bundesbeamtengesetzes in der zur Zeit des Unfall- 
ereignisses geltenden Fassung erfüllt war; auf die 
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einmalige Entschädigung ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem nach § 141 a des Bundesbeamten- 
gesetzes gewährten Ruhegehalt und dem Ruhe- 
gehalt anzurechnen, das ohne Anwendung dieser 
Vorschrift zugestanden hätte." 

Begründung 

Die Änderung des Satzes 2 erster Halbsatz trägt der 
in Artikel 3 a Abs. 1 Nr. 4 vorgeschlagenen Ein- 
fügung eines § 63 a in das Soldatenversorgungs- 
gesetz Rechnung. 


6. Kosten 

Die Kosten des Gesetzentwurfs einschließlich der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Regelun- 
gen betragen nach den bisher bekanntgewordenen 
Fällen im Bereich des Bundes (mit Bundesbahn und 
Bundespost) 0,5 Millionen DM jährlich. Dabei sind 
geringfügige Unabwägbarkeiten berücksichtigt, die 
sich aus dem Wahlrecht nach § 141 a Abs. 3 des 
Bundesbeamtengesetzes in der Fassung des Gesetz- 
entwurfs ergeben. 
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